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vom 22. Auguſt 1876 über die Gymnaſien, Realſchulen und Seminare. 


Großherzogthum Baden. 
Verfügung des Großherzoglichen Oberſchulraths, die Sitzungen der 


örtlichen Schulaufſichtsbehörden betreffend. Vom 20. Jannar 1877. 


Es iſt zu unſerer Kenntniß gekommen, daß die Sitzungen 


der örtlichen Schulaufſichtsbehörden häufig während der Schul- 
zeit abgehalten werden, ſo daß die zur Anwohnung berechtig⸗ 


ten Lehrer (Art. II. §. 14 des Schulgeſetzes vom 18. Septem⸗ 
ber 1876) am Erſcheinen verhindert find; ferner, daß die Orts: 
geiſtlichen und Lehrer vom Stattfinden genannter Sitzungen 


erſt kurz vor deren Beginn und ohne Mittheilung der Tages- 


ordnung in Kenntniß geſetzt werden. 
Man ſieht ſich deshalb veranlaßt, mit Bezug auf $. 11 der 
Vollzugsinſtruktion vom 20. September v. J. zu verfügen: 
1) daß die Sitzungen der Ortsſchulbehörden zu einer Zeit 
abgehalten werden, welche den Ortsgeiſtlichen und Leh⸗ 
rern die Theilnahme an denſelben ermöglicht; 


2) daß die genannten Geiſtlichen und Lehrer mindeſtens 


einen Tag vor den Sitzungen zu denſelben ſchriftlich 
eingeladen und von den zur Verhandlung gelangenden 
Gegenſtänden unterrichtet werden. 
Karlsruhe, den 20. Januar 1877. 
Großherzoglicher Oberſchulrath. 
Nokk. 


ſſichtsbehörden (Gemeinderäthe). 


An d 
die ordentlichen Schulauf Kramer. 


Nr. 1102. 


Verfügung des Großherzoglichen Oberſchulraths, den Kompetenz- 


anſchlag der ſog. Beinutzungsgüter, ſowie die Feſtſetzung des Schul⸗ 


eldaverſums für die Periode vom i ig’ i 
nee en: Vom nn ee 
I. Nachdem nunmehr die Kataſtrirung des landwirthſchaft⸗ 
lichen Geländes nach dem Geſetze vom 7. Mai 1858 beendigt 
iſt und die endgiltigen Steueranſchläge in den Beſitz der 
Gemeinden gelangt ſind, wird hiermit gemäß 88. 15 und 30 
der Verordnung vom 10. September 1868, den Aufwand für 
Volksſchulen betreffend, mit Ermächtigung Großh. Minifteriums 
des Innern eine allgemeine Reviſion der Erkenntniſſe für alle 
mit ſog. Beinutzungsgütern ausgeſtatteten Schulftellen mit der 


Vom 29. Januar 1877. — Anzeigen. 


Maßgabe angeordnet, daß die an Stelle der alten Kaufwerthe 
tretenden Steueranſchläge mit Wirkung vom 24. April d. J. 
in Berechnung zu bringen ſind. 

2. Ferner machen wir darauf aufmerkſam, daß für Be— 
ginn des nächſten Schuljahres (24. April) die Neureguli- 
rung des Schulgeldaverſums auf die Dauer von 3 Jahren 
nöthig fällt (Geſetz vom 19. Februar 1874 Art. I. §. 55 und 
Art. III. Abſätze 5 und 6). Hierbei wollen die Erläuterun- 
gen unter Ziffer 3 des an die Bezirksämter ergangenen Er: 
laſſes Großh. Miniſteriums des Innern vom 15. Dezember v. 
J. Nr. 17,971 genau im Auge behalten werden. 

Die Angabe des Schulgeldbetrages für ein vollzahlendes Kind, 
ſowie die Autheilberechnung für die Lehrer, Berechnung der Ge= 
meindezuſchüſſe u. ſ. w. ſind in der bisher üblichen Form beizufügen. 

3. Zur Gewinnung einer beſſeren Ueberſicht über den neue⸗ 
ſten Stand der äußeren Verhältniſſe einer Volksſchule wird ſich 
empfehlen, in die nach Ziff. 1 und 2 zu erlaſſenden Erkennt⸗ 
niſſe auch die nicht abgeänderten Theile der früheren Erfennt- 
niſſe aufzunehmen, wobei die ſeither gebräuchlichen Formulare 
wieder zu verwenden ſind. Wo lediglich das Schulgeld neu 
zu ordnen iſt, mag ein nur dieſen Punkt regelndes Nachtrags⸗ 
erkenntniß genügen, wenn nicht auch hier wegen etwa inzwi: 
ſchen ergangener Nachtragserkenntniſſe das Bedürfniß nach ei⸗ 
ner überſichtlichen Zuſammenſtellung hervortreten ſollte. 

Bezüglich der Zuſertigung der Erkenntniſſe verweiſen wir 
auf §. 17 der Verordnung vom 1. Mai 1874, den Aufwand 
für Volksſchulen betreffend. 

4. Diejenigen Gemeinden, für welche wegen der Vereini⸗ 
gung bisher nach Konfeſſionen getrennten Volksſchulen neuer⸗ 
dings Erkenntniſſe ergangen find, bleiben durch obige Verfü⸗ 
gung ſelbſtverſtändlich unberührt. 

Karlsruhe, den 22. Januar 1877. 

Großherzoglicher Oberſchulrath. 
Nokk. 


Au 


die Großh. Bezirksämter. Kramer. 
Nr. 152. 
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Königreich Bayern. 
Miniſterial⸗Elaß, die Prüfungen für das Lehramt an den höhe⸗ 
ren Unterrichtsanſtalten betreffend. Vom 22. Februar 1877. 


Staatsminiſterium des Innern für Kirchen- und 
Schulangelegenheiten. 


ſchen Unterrichtsanſtalten vom 26. Mai 1873 haben diejenigen 
Kandidaten des Lehramtes, welche eine der Hauptprüfungen be⸗ 
reits beſtanden haben und im gegenwärtigen Jahre der Spe— 
zialprüfung für ihr Fach ſich unterziehen wollen, die Geſuche 
um Zulaſſung zu dieſer Prüfung bis zum 1. März bei dem un⸗ 
terfertigten k. Staatsminiſterium einzureichen. 

Den Kandidaten iſt es hierbei freigeſtellt, mit ihren Geſu⸗ 
chen um Zulaſſung zur Spezialprüfung entweder eine Abhand⸗ 
lung oder zwei Themata zu einer ſolchen in Vorlage zu bringen. 

Die Kandidaten des philologiſch-hiſtoriſchen Lehramtes, 
welche zugleich zu dem Kolloquium für die Spezialprüfung aus 
dem Mittelhochdeutſchen und der deutſchen Literaturgeſchichte zu⸗ 
gelaſſen werden wollen, haben dieſen Wunſch in ihrem Zulaſ— 
ſungsgeſuche auszudrücken. 


Die obengenannten Behörden werden beauftragt, die bethei⸗ 


Nach den Beſtimmungen der Prü- 
ſungsordnung für das Lehramt an humaniſtiſchen und techni- 


ligten Kandidaten auf dieſe Beſtimmungen in geeigneter Weiſe 


aufmerkſam zu machen. 
München, den 22. Februar 1877. 
Dr. v. Lutz. 
Der General-Sekretär: 
Miniſterialrath 
0 An v. Bezold. 
die ſämmtlichen k. Regierungen, Kammern 
des Inuern, die Senate der drei Landes⸗ 
univerſitäten, das Direktorium der poly⸗ 
techniſchen Schule und die ſämmtlichen k. 
Gymnaſial-Rektorate. 
Nr. 2469. 


Freiſtaat Lübeck. 


Bekanntmachung, die mit der Königlich Sächſiſchen Regierung ge⸗ 
troffene Vereinbarung wegen gegenſeitiger Behandlung ſchulpflich⸗ 


tiger Kinder betreffend. Vom 16. Dezember 1876. 


ſchaft, durch gegenſeitige Erklärungen mit der Königlich Säch— 
ſiſchen Regierung dahin übereingekommen iſt: 

daß die dem Lübeckiſchen Freiſtaate angehörenden Kin⸗ 

der, welche ſich im Königreiche Sachſen aufhalten, und die 


dem Königreiche Sachſen angehörenden Kinder, welche ſich 


in dem Lübeckiſchen Freiſtaate aufhalten, nach Maßgabe 

der im Lande des Aufenthaltes beſtehenden Geſetze, wie 

Inländer, zum Beſuche der Schule herangezogen werden 
ſollen; 

daß dieſe Nöthigung zum Beſuche der Schule nicht nur 

auf die eigentliche Elementarſchule, ſondern, wo daneben 

eine ſogenannte Sonntags- oder Fortbildungsſchule mit 

obligatoriſchem Charakter beſteht, auch auf dieſe ſich erſtreckt; 

daß jedoch Kinder, welche ſich durch ein Zeugniß der zu⸗ 

ſtändigen heimiſchen Schulbehörde darüber ausweiſen, daß 

ſie der Schulpflicht, wie ſie nach der Geſetzgebung ihrer 

Heimath normirt iſt, vollſtändig Genüge geleiſtet haben, 

vom ferneren Schulbeſuche zu entbinden ſind, auch wenn 

das am Orte ihres Aufenthaltes geltende Geſetz eine grö— 

ßere Ausdehnung des obligatoriſchen Unterrichtes vorſchreibt, 

wird ſolches hierdurch zur allgemeinen Kunde gebracht, mit dem 

Hinzufügen, daß für den Lübeckiſchen Freiſtaat die Ausſtellung 
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der Zeugniſſe über die Erfüllung der Schulpflicht dem Schul⸗ 
rathe übertragen iſt. 
Gegeben Lübeck, in der Verſammlung des Senates am 
16. Dezember 1876. 
Eduard Hach Dr., 
Sekretarius. 


Bekanntmachung, die mit der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung 
getroffene Vereinbarung wegen gegenſeitiger Behandlung ſchul⸗ 
pflichtiger Kinder betreffend. Vom 7. Februar 1877. 


Nachdem der Senat, auf Grund der im Rath- und Bür⸗ 


| gerſchluſſe vom 30. Oktober 1876 ihm ertheilten Ermächtigung, 


durch gegenſeitige Erklärungen mit der Großherzoglich Heſſiſchen 
Regierung dahin übereingekommen iſt: 
daß die dem Lübeckiſchen Freiſtaate angehörenden Kin: 
der, welche ſich im Großherzogthume Heſſen aufhalten, und 
die dem Großherzogthume Heſſen angehörenden Kinder, 
welche ſich in dem Lübeckiſchen Freiſtaate aufhalten, nach 
Maßgabe der im Lande des Aufenthaltes beſtehenden Ge⸗ 
ſetze wie Inländer zum Beſuche der Schule herangezogen 
werden ſollen; 
daß dieſe Nöthigung zum Beſuche der Schule nicht nur 
auf die eigentliche Elementarſchule, ſondern, wo daneben 
eine ſogenannte Sonntags- oder Fortbildungsſchule mit 
obligatoriſchem Charakter beſteht, auch auf dieſe ſich erſtreckt; 
daß jedoch Kinder, welche ſich durch ein Zeugniß der 
zuſtändigen heimiſchen Schulbehörde darüber ausweisen, 
daß fie der Schulpflicht, wie fie nach der Geſetzgebung ih- 
rer Heimath normirt iſt, vollſtändig Genüge geleiſtet ha⸗ 
ben, vom ferneren Schulbeſuche zu entbinden ſind, auch wenn 
das am Orte ihres Aufenthaltes geltende Geſetz eine größere 
Ausdehnung des obligatoriſchen Unterrichtes vorſchreibt, 
wird ſolches hierdurch zur allgemeinen Kunde gebracht, mit dem 
Hinzufügen, daß für den Lübeckiſchen Freiſtaat die Ausſtellung 
der Zeugniſſe über die Erfüllung der Schulpflicht dem Schulra⸗ 
the übertragen iſt. 
Gegeben Lübeck, in der Verſammlung des Senates, am 


7. Februar 1877. 
Nachdem der Senat, im Einvernehmen mit der Bürger: | 


Eduard Hach Dr., 
Sekretarius. 


Bekanntmachung, die vom Senate mit dem Königlich Preußiſchen 
Miniſterium der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Augele⸗ 
genheiten getroffene Vereinbarung über die gegenſeitige Zulaſ⸗ 
ſung geprüfter Lehrerinnen zum Schuldienſte betreffend. 
Vom 21. Februar 1877. 

Nachdem der Senat mit dem Königlich Preußiſchen Mini: 
ſterium der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegen⸗ 
heiten dahin übereingekommen iſt, 

daß die in Preußen auf Grund der von dem Königli- 
chen Miniſterium der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten unter 
dem 24. April 1874 erlaſſenen Prüfungs: Ordnung für 

Lehrerinnen und Schulvorſteherinnen ausgeſtellten Zeug⸗ 

niſſe auch für den Freiſtaat Lübeck als giltig anerkannt 

und deren Inhaberinnen zum Schuldienſte im Lübeckiſchen 

Staatsgebiete zugelaſſen werden, und daß die im Frei⸗ 

ſtaate Lübeck auf Grund der von dem Ober⸗Schulkollegium 

unter dem 21. Dezember 1876 erlaſſenen, am 9. Januar 

1877 publizirten Prüfungs-Ordnung für Lehrerinnen und 

Schulvorſteherinnen ausgeſtellten Zeugniſſe auch für das 

Königreich Preußen als giltig anerkannt und deren Inha⸗ 


157 Preußen: Verbeſſerung ungenügend dotirter Pfarrſtellen. V. 4. Juli 1876. 


Preußen: Wahlen der Pfarrer i. d. Prov. Haunover. Vom 5. Juli 1876. 158 


berinnen zum Schuldienſte im Preußiſchen Staatsgebiete 
zugelaſſen werden, 


wird ſolches im Auftrage des Senates hierdurch zur öffentli⸗ 


chen Kenntniß gebracht. 
Lübeck den 21. Februar 1877. 
Das Ober⸗Schulkollegium. 


Königreich Preußen. 

Kirchengeſetz, betreffend die bußtägliche Gottesdienſtordnung in 
der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover. 
Vom 2. Juli 1876. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 
verordnen, unter Zuſtimmung der Landesſynode, betreffend die 
Ordnung des bußtäglichen Gottesdienſtes in der evangeliſch-lu⸗ 
theriſchen Kirche der Provinz Hannover, was folgt: 

§. 1. Der Gottesdienſt an den Bußtagen iſt in Zukunft 
der angeſchloſſenen Liturgie gemäß einzurichten. In der einzel⸗ 
nen Kirchengemeinde bleibt jedoch die darin hergebrachte Litur⸗ 
gie bis dahin in Uebung, daß Pfarrer und Kirchenvorſtand 
übereinſtimmend beſchließen, die angeſchloſſene Liturgie ganz 
oder theilweiſe einzuführen. 

§. 2. Die durch Ausſchreiben des Konſiſtoriums zu Stade 


vom 16. September 1784, beziehungsweiſe durch Ausſchreiben 


der Regierung eingeführte Bußtagsliturgie wird aufgehoben und 
durch die angeſchloſſene Liturgie erſetzt, ſo jedoch, daß die in 
letzterer unter I. Nr. 3, 6, 7 und 8, ſowie unter II. Nr. 3 
verzeichneten Stücke in der einzelnen Kirchengemeinde ſo lange 
außer Gebrauch bleiben, bis Pfarrer und Kirchenvorſtand über— 
einſtimmend beſchließen, dieſelben ganz oder theilweiſe einzu⸗ 
führen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift 
und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Bad Ems, den 2. Juli 1876. 

(L. S.) Wilhelm. 
Falk. 


i Bußtagsliturgie 
I. für den Morgengottesdienſt. 


1) Eingangslied, beziehungsweiſe Introitus, 2) Chriſte, Du | 


Lamm Gottes und Vaterunſer, 3) Salutatio und Kollekte, 4) 
Lektion (epiſtoliſche), 5) Bußlied der Gemeinde, 6) Lektion 


(evangeliſche), 7) Credo, 8) Predigtvorlied, 9) Predigt, 10) All⸗ 


gemeine Beichte und Abſolution nebſt Retention, 11) Predigt 
nachlied, 12) Litanei, 13) Vaterunſer, 14) Segen. 

i al: für den Nachmittagsgottesdienſt. 

) 2 einbegelang, 2) Chriſte, Du Lamm Gottes und Va⸗ 
terunſer, 3) Salutatio und Kollekte, 4) Lektion, 5) Gemeidelied, 


6) kurze Predigt oder Sermon, 7) Gemeindelied, 8) Gebet, 
9) Vaterunſer, 10) Segen. 


Kirchengeſetz, betreffend die weitere Ver ügend do⸗ 
tirter Pfarrſtellen der evangelisch latheriſgen lache 135 Proving 
Hannover. Vom 4. Juli 1876. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 
verordnen über die weitere Verbeſſerung ungenügend dotirter 
Pfarrſtellen der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Han⸗ 
nover, unter Zuſtimmung der Landesſynode, was folgt: 

§. 1. Parrſtellen, deren Dienſteinkommen, abgeſehen von 
freier Wohnung, weniger als 2400 Mark beträgt, ſollen, ſo⸗ 


weit die Kirchengemeinden zur Aufbringung der dazu nöthigen 
Mittel im Stande ſind, bis zu dieſem Betrage verbeſſert werden. 

8.2. Dauernd vereinigte Pfarrſtellen gelten bei Anwen⸗ 
dung dieſes Geſetzes für Eine Pfarrſtelle. Auf Pfarrgehilfen⸗ 
ſtellen findet daſſelbe keine Anwendung. 

§. 3. Der nach §. 1 zu erhebende Zuſchuß, welcher auf 
Grund des dermaligen Dienſtanſchlages feſtgeſtellt wird, iſt vom 
1. Januar 1876 ab zu zahlen und, vorbehaltlich der etwa kraft 
beſonderen Rechtstitels gegen Dritte zu verfolgenden Anſprüche 
von der betreffenden Kirchengemeinde zu beſchaffen. 

Die Aufbringung erfolgt, ſoweit nicht durch Verhandlung 
mit dem Kirchenvorſtande anderweite Mittel zur Verfügung ge— 
ſtellt werden, durch Zahlung der Parochial-Kirchenkaſſe, ſoweit 
dieſe dazu ausreicht, und wenn nicht im Falle der Unzuläng⸗ 
lichkeit Dritte ganz oder theilweiſe für ſie einzutreten haben, 
ſonſt durch Leiſtungen der Kirchengemeinde. 

F. 4. Soweit der Zuſchuß zur Verbeſſerung des Einkommens 
der Pfarrſtelle auf 1800 Mark erforderlich iſt, wird derſelbe ſofort 
der Pfarrſtelle beigelegt. Der weitere Zuſchuß iſt dem Inhaber der 
Pfarrſtelle erſt, nachdem dieſer das zehnte Dienſtjahr nach den Be- 
ſtimmungen der Emeritirungsordnung vom 16. Juli 1873 (. 6) 
vollendet hat und nur inſoweit zu zahlen, als ſein perſönliches 
Dienſteinkommen dadurch nicht über den Betrag von 2400 Mark. 
bei freier Wohnung hinauskommt. Zulagen, welche dazu be: 
ſtimmt ſind, eine über das letztgenannte Dienſteinkommen hin⸗ 
ausgehende Verbeſſerung zu gewähren, werden dabei jedoch nicht 
eingerechnet. Der hiernach verfügbar bleibende Zuſchußbetrag 
wird unter Zuwachs der aufkommenden Zinſen zu einem be— 
ſonderen Pſarrkapitale angeſammelt. Sobald letzteres eine ſolche 
Höhe erreicht hat, daß aus den davon aufkommenden Zinſen 
die erforderte Verbeſſerung des Einkommens dauernd gedeckt 
wird, tritt jeder Inhaber der Pfarrſtelle ohne Rückſicht auf ſein 
Dienſtalter in den Genuß des Pfarrkapitales ein. Von dem⸗ 
ſelben Zeitpunkte ab fällt der der Kirchengemeinde nach §. 3 auf: 
erlegte Zuſchuß weg, ſoweit derſelbe nicht etwa zur Aufbeſſe— 
rung des Einkommens bis auf 1800 Mark erforderlich bleibt. 
| 8.5. Die auf Grund der vorſtehenden Beſtimmungen ab» 
zugebenden Verfügungen und Entſcheidungen ſtehen den Pro: 
vinzialkonſiſtorien, auf erhobene Berufung dem Landeskonſiſto⸗ 
rium zu. 


Ueber das Verhältniß, nach welchem vereinigte Kirchenge— 
meinden zu dem Verbeſſerungszuſchuſſe beizutragen haben, ent⸗ 
ſcheiden, wenn eine Vereinbarung zwiſchen den betheiligten Kir— 
chenvorſtänden nicht erreicht wird, die Provinzialkonſiſtorien nur 
nach Anhörung des Ausſchuſſes der Bezirksſynode, das Lan⸗ 
deskonſiſtorium nur nach Anhörung des Ausſchuſſes der Lan⸗ 
desſynode. 

§. 6. Das Landeskonſiſtorium wird mit Ausführung die⸗ 
ſes Geſetzes beauftragt. 4 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift 
und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. ; 

Gegeben Bad Ems, den 4. Juli 1876. 

(L. 8.) Wilhelm. 
Falk. 


Kirchengeſetz, betreffend Abänderung des Geſetzes vom 22. De⸗ 
zember 1870, betreffend die Wahlen der Pfarrer in der evan⸗ 
geliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover. Vom 5. Juli 1876. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 
verordnen in Abänderung des Kirchengeſetzes vom 22. Dezem⸗ 
ber 1870, betreffend die Wahlen der Pfarrer in der evange: 
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liſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover, mit Zuſtimmung 
der Landesſynode, was folgt: 
Einziger Artikel. 
Die Vorſchrift des §. 5 Nr. 3 des Geſetzes 


Jahresertrag gelten. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift 
und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Bad Ems, den 5. Juli 1876. 
(L. S.) Wilhelm. 
Falk. 


Allerhöchſter Erlaß, die Organiſation und den Lehrplan des Ka⸗ 
dettenkorps betreffend. Vom 18. Januar 1877. 
Auf den Mir gehaltenen Vortrag beſtimme Ich bezüglich der 
Organiſation und des Lehrplanes des Kadetten-Korps Folgendes: 
1) Der Lehrplan des Kadetten-Korps iſt mit dem Lehrplane 
der Realſchule 1. Ordnung in Uebereinſtimmung zu bringen. 
Abweichungen dürfen nur inſoweit erfolgen, als ſolche durch 
die beſonderen Aufgaben des Inſtitutes und die Intereſſen der 
Armee für einzelne Lehrfächer erforderlich werden. Auch hierbei 


iſt jedoch thunlichſt auf Uebereinſtimmung in den Penſen für 


die korreſpondirenden Klaſſen Bedacht zu nehmen. 
2) Die bisherigen Klaſſen Sexta bis Prima des Kadetten⸗ 


Korps werden den Klaſſen Quinta bis Ober-Sekunda der 


Realſchule 1. Ordnung gleichgeſtellt und erhalten die entſpre⸗ 
chenden Bezeichnungen. 

3) In jeder der ſechs Voranſtalten wird eine Klaſſe mit 
dem Lehrplane der Sexta neu errichtet. Im Ganzen dürfen 
in dieſer Klaſſe jedoch nicht mehr als 120 Knaben aufgenom⸗ 
men werden. Bei der Zentralanſtalt wird eine Unter- und 
Ober-Prima mit dem entſprechenden Lehrplane der Realſchule 
1. Ordnung errichtet. 

4) Alljährlich im Frühjahre ſind diejenigen Kadetten, welche 
das 17. Lebensjahr vor dem 1. April des laufenden Jahres 
vollenden, die Ober-Sekunda zur Zufriedenheit abſolvirt haben 
und die für den Militairdienſt erforderliche körperliche Entwik⸗ 
kelung beſitzen, zur Portepeefähnrichsprüfung zuzulaſſen. 

5) Diejenigen, welche dieſe Prüfung beſtehen, werden zur 
Verſetzung in die Armee als chararteriſirte Portepeefähnriche 
vorgeſchlagen, oder behufs unmittelbarer Vorbereitung zur Of⸗ 
fizier⸗Prüfung nach Maßgabe der hierfür gegenwärtig beſtehen⸗ 
den Grundſätze in die Selekta des Kadetten⸗Korps verſetzt. 

6) Diejenigen Kadetten, welche nach Abſolvirung der Ober: 


Sekunda das unter 4 vorgeſchriebene Alter oder die ebenda= | 


ſelbſt vorausgeſetzte körperliche Entwickelung noch nicht erreicht 
haben, werden in die Unter⸗Prima des Kadetten⸗Korps verſetzt. 

7) Begabte Kadetten von guter Führung ſind nach Abſol⸗ 
virung der Ober-Sekunda auf Wunſch der Angehörigen auch 
dann in die Unter- Prima aufzunehmen, wenn ſie das unter 4 
vorgeſchriebene Alter und die entſprechende körperliche Entwik⸗ 
kelung bereits erreicht haben. Zur Portepeefähnrichs-Prüfung 
ſind ſie in dieſem Falle zunächſt nicht zuzulaſſen. 

8) Diejenigen Kadetten, welche die Unter-Prima mit Erfolg 
abſolvirt haben, ſind je nach dem Wunſche ihrer Angehörigen, 
entweder zur Portepeefähnrichs-Prüfung zuzulaſſen und, wenn 
fie dieſelbe beſtehen, je nach dem Ausfalle der Prüfung und 
nach ihrer Geſammtführung zur Verſetzung in die Armee als 
patentirte oder charakteriſirte Portepeefähnriche oder zur Verſet⸗ 


wonach auf 
Pfarrſtellen von mehr als 800 Thalern Jahresertrag nur ſolche 
gewählt werden dürfen, welche das 35. Lebensjahr zurückgelegt 
haben, ſoll fortan nur für Pfarrſtellen von mehr als 2700 Mark 


zung in die Selekta des Kadettenkorps vorzuſchlagen, oder be— 
hufs demnächſtiger Zulaſſung zur Abiturienten-Prüfung in die 
Ober⸗Prima zu verſetzen. N 

9) Diejenigen Ober-Primaner, welche ſich nach ihrem Ge⸗ 
ſammtverhalten hierzu eignen, ſind zu Portepee-Unteroffizieren 
zu ernennen. Unter⸗Primaner ſind unter gleicher Vorausſetzung 
zu Unteroffizieren, die unter 7. bezeichneten Unter-Primaner 
ausnahmsweiſe auch zu Portepee- Unteroffizieren zu befördern. 
Primaner ſind den Selektanern im Korps nicht unterzuordnen. 
Neben der wiſſenſchaftlichen iſt auch ihre militairiſche Ausbil⸗ 
dung thunlichſt zu fördern. 

10) Bei Zulaſſung eines Kadetten zur Prima ſoll den Ars 
| gehörigen deſſelben, im Falle der Bedürftigkeit, vorzugsweiſe 
Berückſichtigung bezüglich der Penſionszahlung, ſowie bezüglich 
der Gewährung von Equipirungs-Beihilfen zu Theil werden. 

11) Diejenigen Kadetten, welche nach Abſolvirung der Ober⸗ 
Prima das Abiturienten-Examen beſtehen, ſind zur Verſetzung 
in die Armee als wirkliche Portepeefähnriche, unter gleichzeiti- 
ger Ueberweiſung an eine Kriegsſchule, in Vorſchlag zu brin⸗ 
gen. Wenn ſie demnächſt die Offizier-Prüfung mindeſtens mit 
dem Prädikate „gut“ beſtehen, ſo ſollen ſie bei ihrer Beförde— 
rung zum Sekonde-Lieutenannt ein Patent vom Tage der Ber: 
ſetzung in die Armee erhalten. 

12) Die durch Vorſtehendes bedingten Aenderungen in der 
Organiſation und im Lehrplane des Kadetten-Korps find all- 
mählich nach Maßgabe der durch den Etat bereit zu ſtellenden 
Mittel und der verfügbaren Räumlichkeiten durchzuführen. 
| Berlin, den 18. Januar 1877. 

Wilhelm. 


An v. Kameke. 
das Kriegsminiſterium. 


Miniſterial⸗Erlaß, die Normen bei Abnahme der Kirchen⸗Rech⸗ 
nungen betreffend. Vom 8. November 1876. 
Berlin, den 8. November 1876. 

Auf den Bericht vom 24. Mai d. J. erwidere ich im Ein⸗ 
verſtändniſſe mit dem Evangeliſchen Ober-Kirchenrathe der Kö⸗ 
niglichen Regierung, daß, während das Allgemeine Landrecht 
und die mit ihm hierin im Weſentlichen übereinſtimmenden Pro⸗ 
vinzialrechte die Abnahme der Kirchen-Rechnung dem Patron 
unter einer Mitbetheiligung der Gemeinde zugewieſen, die Kir⸗ 
chengemeinde- ꝛc. Ordnung vom 10. September 1873 hierin eine 
doppelte Veränderung herbeigeführt hat. Einmal iſt der Pa⸗ 
tron nur in dem Falle, daß er Patronatslaſten für die Kirche 
trägt, an der Prüfung der Kirchen-Rechnung betheiligt geblie- 
ben; ſodann aber iſt die Thätigkeit der Gemeinde bei der Ab- 
nahme und Dechargirung der Rechnung durch §. 24, Lit. b. 
und F. 31, Nr. 9 der Kirchengemeinde-Ordnung zu einem ſelbſt⸗ 
ſtändigen Akte erhoben. 

Wenn dem Patron, ſoweit er nach Vorſtehendem über⸗ 
haupt konkurrirt, als Ausfluß ſeines Aufſichtsrechtes über die 
Verwaltung der Kirchenkaſſe, ebenfalls ein Akt der Rechnungs⸗ 
Abnahme und der endgiltigen Decharge (Inſtruktion vom 20. 
Juni 1874 sub 11) zuerkannt iſt, ſo leitet die Natur der Sache 
darauf hin und iſt auch durch die Bezeichnung ſeiner Decharge 
als „der endgiltigen“ zum Ausdrucke gebracht, daß ſeiner Be⸗ 
thätigung an der Rechnung die Reviſion und Decharge ſeitens 
der Gemeinde-Organe vorauszugehen hat. Kann auch hiernach 
die Rechnungs-Prüfung und Abnahme geſondert von der durch 
die Gemeinde erfolgen, jo wird doch deren örtliche und zeit⸗ 
liche Vereinigung das Geſchäft für den Reviſor wie für den 
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Nechnungsleger praktiſch außerordentlich erleichtern, zumal nur 
in wenigen Fällen den Gemeinde⸗Kirchenräthen geſchäftlich durch— 
gebildete Kräfte für die Rechnungs-Reviſion zu Gebote ſtehen. 
Wenn überdies die jährliche Reviſion den Kirchenkaſſen eine 
örtliche Thätigkeit der Superintendenten erfordert, ſo iſt dieſe 
gleichmäßig, wie dies in den beiden anderen Regierungs-Bezir⸗ 
ken der Provinz geſchehen iſt, auch im Bezirke der Königlichen 
Regierung mit der patronatiſchen Rechnungsabnahme zu ver: 
binden. Die Koſten werden unbedenklich in der bisherigen Weiſe 
nach Maßgabe der Gebührentaxe vom 21. April 1832 — G.⸗ 
S. S. 138 — aufzubringen und die Belaſtung der Kirchenkaſ— 
ſen, gegen die inzwiſchen ſchon verſchiedene Einwendungen er: 
hoben worden, zu beſeitigen ſein. 

Die Königliche Regierung veranlaſſe ich, im Sinne des 
Vorſtehenden bis zu der bereits in Ausſicht genommenen Ue— 
berleitung der kirchlichen Verwaltung in die durch die verän— 
derte Gemeinde -Verfaſſung bedingten Zuſtände zu verfahren, 
demgemäß den Superintendenten N. zu N. und Genoſſen auf 
die nebſt Anlage wieder angeſchloſſene Vorſtellung vom 3. Ok⸗ 
tober v. J. zu beſcheiden und Ihre Zirkular-Verfügung vom 
11. Juni v. J. in geeigneter Weiſe zu modifiziren. 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheten. 
Falk. 


Au 
die Königliche Regierung zu N. 


Verfügung des Evangeliſchen Ober⸗Kirchenraths, die Einleitung 
der Disziplinar⸗Unterſuchungen betreffend. Vom 22. Juli 1876. 
Berlin, den 22. Juli 1876. 

Die Beſtimmungen über Einleitung von Disziplinar⸗Unter⸗ 
ſuchungen gegen Geiſtliche und Kirchendiener, wie ſolche ſich 
aus 5. 7, Nr. 6 der Generalſynodal-Ordnung in Verbindung 
mit den dort zitirten §. 23, Nr. 1 des Geſetzes vom 21. Juli 
1852 ergeben, find anfänglich mehrfach zum Gegenſtande der 
Anfrage gemacht worden. Wir haben hierauf im Einzelnen Be⸗ 
ſcheidung ertheilt, demnächſt in der Zirkular-Verfügung über 
das Disziplinar⸗Verfahren vom 24. Mai d. J., Einleitung und 
Artikel 2, die richtige Interpretation zum Ausdrucke gebracht, neh⸗ 
men jedoch gern durch Gegenwärtiges Veranlaſſung, uns noch 
einmal eingehender über dieſen Gegenſtand auszuſprechen. 

Das Geſetz vom 21. Juli 1852 vertheilt die Zuſtändigkeit 
zur Handhabung des Disziplinar-Verfahrens erſter Inſtanz an 
zwei parallel gehende Behörden: den Disziplinarhof, eine be⸗ 
ſondere lediglich für die Disziplinar-Unterſuchungen gebildete, 
den ganzen Staat umfaſſende Behörde, daneben an die ordent⸗ 
a, Provinzial⸗Verwaltungsbehörden jedes Reſſorts; die Zu⸗ 
ſändigkeit dieſer beiden Stellen beſtimmt ſich danach, ob der 
zur Unterſuchung zu ziehende Beamte eine königliche, reſp. mi⸗ 
niſterielle Ernennung erhalten hat oder nicht. Dieſe Zwiefäl⸗ 
ligkeit der Disziplinar⸗Behörden erſter Inſtanz konnte auf das 
kirchliche Disziplinar⸗Verfahren nicht übertragen werden. Denn 
auf der einen Seite geſtattet der geringe Umfang der Geſchäſte, 
welcher einem dem ſtattlichen nachgebildeten kirchlichen Diszi⸗ 
plinarhofe zufallen würde, die Organisation einer beſonderen dis⸗ 
ziplinarrichterlichen Behörde nicht: andererſeits beſtand keine ſach⸗ 
liche Veranlaſſung, die Königlichen Konſiſtorien, welche bis dahin 
gegen alle Beamte ihres Reſſorts als Disziplinar-Behörde er⸗ 
ſter Inſtanz fungirt hatten, gegen einen gewiſſen Kreis von 
Beamten dieſer Befugniß zu entheben. Demzufolge wurde in 
den Entwurf der Generalſynodal-Ordnung aufgenommen und 
iſt nunmehr Geſetz geworden, daß die Königlichen Konſiſtorien 


in Betreff des Disziplinar⸗Verfahrens ſowohl die Befugniſſe des 
Disziplinarhofes als die der Provinzial: Behörde auf dem Ges 
biete des Staatsgeſetzes ausüben jollen. 

Eine beſondere Beſtimmung war in dieſem Falle aber er— 
forderlich in Bezug auf die Frage, von wem die Einleitung 
einer förmlichen Disziplinar-Unterſuchung auszugehen habe. 
Das Staatsgeſetz unterſcheidet hier zwiſchen dem Reſſort des 
Disziplinarhofes und der Provinzial-Verwaltungsbehörde: in 
erſterem (§. 23, Nr. 1 daſ.) iſt der Einleitungsbeſchluß dem be⸗ 
treffenden Reſſort⸗Miniſter, in letzterem ($. 23, Nr. 2) dem Bor: 
ſteher der Provinzial-Behörde überwieſen. Auf das Konſiſto⸗ 
rium, als Darſtellung beider im ſtaatlichen Disziplinar-Verfah⸗ 


ren getrennter Reſſorts konnte dieſe Duplizität nicht übergehen, 


vielmehr mußte nothwendig eine von den beiden im Staats- 
geſetze gegebenen Formen der Unterſuchungs⸗Einleitung zur all- 
gemeinen Anwendung gebracht werden. Dies iſt geſchehen und 
zwar, da es nicht angänglich war, die in dem anzuwendenden 
Geſetze der Zentral-Inſtanz beigelegten Befugniſſe auf die Kon⸗ 
ſiſtorien übergehen zu laſſen, in der Weiſe, daß die General: 
ſynodal-Ordnung ausdrücklich nur die Beſtimmung des $. 23, 
Nr. 1 des Staatsgeſetzes als diejenige bezeichnet hat, welche 


auf das kirchliche Disziplinar⸗Verfahren übertragen werden ſoll. 


Hieraus ergiebt ſich, daß der Evangeliſche Ober-Kirchenrath 
als diejenige Stelle, welche die im Staatsgeſetze den Miniſtern, 
reſp. dem Staats -Miniſterium beigelegte Zuſtändigkeit ausübt, 
hinfort überall die Beſchlußfaſſung über die Einleitung einer 
förmlichen Disziplinar⸗Unterſuchung zu üben hat, was nunmehr 
in Art. 2 der Zirkular-Verfügung vom 24. Mai d. J. zum 
Ausdrucke gebracht iſt. 

Evangeliſcher Ober⸗Kirchenrath. 
In Vertretung: 
Hermes. 


An 5 
die Königlichen Konſiſtorien der acht alten Provinzen. 


Verfügung des Evangeliſchen Ober⸗Kirchenraths, die Feſtſtellung 
der Tagegelder und Reiſekoſten der Mitglieder der Kreisſynoden 
betreffend. Vom 30. Oktober 1876. 

Berlin, den 30. Oktober 1876. 

Das Geſetz vom 3. Juni d. J. (G.⸗S. S. 125) verordnet 
in Artikel 12, daß die Beſtimmungen der 88. 71 bis 74 der 
Kirchengemeinde- und Synodal-Ordnung vom 10. September 
1873 über die Koften der Kreis- und Provinzial⸗Synoden zur 
Anwendung kommen ſollen, ſobald die neuen Synodal-Organe 
gemäß den 88. 43 bis 46 der Generalſynodal-Ordnung vom 
20. Januar 1876 gebildet ſind. Dieſer Zeitpunkt wird zunächſt 
für die Kreisſynoden eintreten, wenn dieſelben nach vollzoge⸗ 
nen Neuwahlen in ihrer reorganiſirten Verfaſſung ſich verſam⸗ 
meln. Die Mitglieder derſelben werden alsdann befugt ſein, 
Tagegelder und Reiſekoſten zu Laſten der Kreisſynodal-Kaſſen 
zu liquidiren. Die Aufgabe der Kreisſynoden wird es ſein, den 
Koſtenbetrag, welcher für die danach erforderlichen Leiſtungen 
der Kreisſynodal-Kaſſen zu beſchaffen iſt, auf die Kirchenkaſſen 
und Gemeinden des Synodalkreiſes zu repartiren (Kg. u. S.-O. 
§. 53 Nr. 7, §. 72 a. E. F. 73, Gef. vom 3. Juni 1876 Art. 2 
Nr. 3), und werden die Unterlagen hierzu durch Feſtſtellung 
der Leiſtungsfähigkeit und Steuerkraft der Kirchenkaſſen, reſp. 
Gemeinden zeitig vor der Synodal-Veſammlung durch den 
Kreisſynodal-Vorſtand beſchafft werden müſſen. Hierzu wird 
von Seiten des Königlichen Konſiſtoriums die Anregung zu 
ergehen haben. Außerdem iſt aber erforderlich die vorläufige 
Feſtſtellung der Sätze, welche für die Liquidation der Tagegel⸗ 
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der und Reiſekoſten der Synodalmitglieder zur Anwendung 
kommen. Dieſe vorläufige Feſtſtellung liegt nach §. 74 Kirchen⸗ 
gemeinde⸗ und Synodal-Ordnung a. E. dem Königlichen Kon: 
ſiſtorium ob. Damit jedoch in dieſer Beziehung nicht bemer- 
kenswerthe Ungleichheiten hervortreten, wünſchen wir vorgängig 
die Aeußerung der ſämmtlichen betheiligten Provinzialbehörden 
zu erhalten, welche Sätze fie für ihren Amtsbezirk als ange- 
meſſen erachten und in die von ihnen zu erlaſſende Feſtſtellung 
aufzunehmen beabſichtigen. Dieſer Aeußerung wollen wir Sei⸗ 
tens des Königlichen Konſiſtoriums binnen 8 Wochen entge⸗ 
genſehen. 


Evangeliſcher Ober-Kirchenrath. 


5 Herrmann. 
An 
die Königlichen Konſiſtorien der ſechs öſtlichen Provinzen. 


Verfügung des Evangeliſchen Ober⸗-Kirchenraths, die Stellung 
der Organiſten und Kantoren betreffend. Vom 6. Mai 1876. 
Berlin, den 6. Mai 1876. 

Der Vorſtand des Vereins Berliner Organiſten und Kan— 
toren hat in einer an den Herrn Miniſter der geiſtlichen Anz 
gelegenheiten gerichteten, von demſelben reſſortmäßig an uns 
abgegebenen Eingabe vorgeſtellt, daß der Magiſtrat in einer 
den Gemeinde-Kirchenräthen ſeines Kirchenpatronates gemach- 
ten Eröffnung über die den Gemeinde-Organen nunmehr zu: 
ſtehende Ernennung der niederen Kirchendiener der Kategorie 
der letzteren auch die Organiſten und Kantoren zugezählt habe. 
Der gedachte Vorſtand erachtet dieſe Subſumtion für geeignet, 
die Ehre des Organiſten- und Kantorenamtes zu untergraben 
und in weiterer Folge eine ſchwere Schädigung der Kunſt der 
Kirchenmuſik herbeizuführen. Er proteſtirt deshalb gegen eine 
derartige Gleichſtellung und will feine Remonſtration auch be= 
reits bei dem Magiſtrate und in den Zeitungen zum Ausdrucke 
gebracht haben. 

Die Richtigkeit des von dem Vorſtande vorgetragenen Sad: 
verhaltes vorausgeſetzt, können wir die erhobene Einſprache, 
ſoweit es ſich um die hier allein in Betracht kommenden Anz 
ſtellungsverhältniſſe der hieſigen Organiſten und Kantoren hans 
delt, nicht für unbegründet erachten. Zu den „niederen“ Kir⸗ 
chendienern rechnet das Geſetz ſolche Perſonen, welche zwar zum 
Dienſte der Kirche, aber in mechaniſchen Verrichtungen oder 
weltlichen Angelegenheiten beſtimmt find. §. 550 II. 11 A. L. 
R. Dieſe Kriterien treffen bei den in Rede ſtehenden Kirchen— 
beamten nicht zu. Allerdings iſt nicht ſelten das Organiſten⸗ 
und Kantorenamt kein ſelbſtſtändiges, ſondern werden die Funk⸗ 
tionen deſſelben von dem Träger des Küſter- bezw. des verei⸗ 
nigten Küſter⸗ und Lehramtes ausgeübt und folgt alsdann die 
Stellung des den Organiſten- und Kantorendienſt verrichtenden 
Beamten derjenigen, welche er in ſeinem Hauptamte als Kir⸗ 
chendiener d. i. als Küſter einnimmt, in welcher Qualität er 
ohne Zweifel der Klaſſe der niederen Kirchendiener zugehört. 
Wo dagegen, wie hier, die Organiſten und Kantoren, ein ſelbſt⸗ 
ſtändiges Amt bekleiden, können dieſelben als Kirchendiener die⸗ 
ſer Kategorie nicht angeſehen werden. Auf ihre Ernennung 
finden daher auch die anſcheinend von dem Magiſtrate bei der 
an die Gemeinde-Kirchenräthe erlaſſenen Bekanntmachung als 
maßgebend angenommenen Beſtimmungen des $. 21 der Kir: 
chengemeinde- und Synodal⸗Ordnung vom 10. September 1873 
keine Anwendung, es wird vielmehr, bis in Betreff der kirchen⸗ 
dienſtlichen Stellung der Organiſten und Kantoren eine andere 
Regelung erfolgt iſt, bei dem bisherigen Verfahren, wonach 


| 


dieſelben von dem Patrone der betreffenden Kirche berufen wer- 
den, ſein Bewenden behalten müſſen. 

Der Magiſtrat wolle daher bei Beſetzung der betreffenden 
Stellen an den Seinem Patronate unterſtehenden Kirchen hier⸗ 
nach verfahren, und zugleich in geeigneter Weiſe die Gemeinde⸗ 
Kirchenräthe hierüber und über die kirchendienſtliche Stellung 
der hieſigen Organiſten und Kantoren, unter Benachrichti⸗ 


gung des Vorſtandes des Vereins der letzteren hiervon ver⸗ 


ſtändigen. 
Evangeliſcher Ober-Kirchenrath. 


Herrmann. 
An 
den Magiſtrat hieſiger Haupt⸗ 
und Reſidenzſtadt. 


Verfügung der Königlichen Regierung zu Schleswig, die Dienſt⸗ 


alterszulagen für Lehrer betreffend. Vom 30. Januar 1877. 
5 Schleswig, den 30. Januar 1877. 
Auf das unterm 17. v. M. hier eingereichte Geſuch, daß 


| wir geeignete Schritte thun möchten, damit die ſogenannten 
Dienſtalterszulagen aus Staatsmitteln allen Volksſchullehrern 


zu Theil würden, eröffnen wir dem Vorſtande, daß wir von 
ſolchen Schritten Abſtand nehmen müſſen, weil dieſelben vor⸗ 
ausſichtlich ohne allen Erfolg bleiben würden. 

Wir ſind vielmehr erſt kürzlich vom Herrn Miniſter der 
geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten darauf hingewieſen, genau nach 
den unterm 18. Juni 1873 den Provinzial: Regierungen zur 
Richtſchnur vorgeſchriebenen Grundſätzen für die Vertheilung 
der Dienſtalterszulagen aus Staatsfonds zu verfahren, von de: 
nen um ſo weniger abgewichen werden könne, als ſie durch die 
zu dem Zwecke für die ganze Monarchie zu Gebote ſtehenden 
Mittel bedingt ſeien und aus naheliegenden Gründen überall 
gleichmäßig zur Anwendung kommen müßten. 

Dabei iſt ausdrücklich hinzugefügt, daß, ſo lange dieſe 
Vorbedingungen beſtänden und ſo lange das Bedürfniß nicht 
anzuerkennen ſei, jeden Lehrer mit einer Dienſtalterszulage aus 
Staatsfonds zu bedenken, einzelne Bezirke nicht darauf rechnen 
könnten, ihre Sonderwünſche berückſichtigt zu ſehen. 

Zu den hiernach ausnahmelos zur Geltung zu bringenden 
Grundſätzen gehört aber insbeſondere auch der, daß die Alters⸗ 
zulage dann nicht zu gewähren iſt, wenn das Dienſteinkommen 
des Lehrers nicht nur auskömmlich, ſondern als ein reichlich 
bemeſſenes anzuſehen iſt, und daß letzteres jedenfalls dann als 
vorhanden angenommen werden muß, wenn daſſelbe unter Ein⸗ 
rechnung der dem Lehrer aus etwaigen Nebenämtern, inſonder⸗ 
heit aus kirchlichen Bedienungen, zufließenden Einkünften, den 
doppelten Betrag des für feine Stelle abitrirten Minimalein: 
kommens erreicht. Gründe der Billigkeit, welche im Einzelfalle 
gegen die Verſagung der Alterszulage ſprechen möchten, können 
unter Umſtänden durch außerordentliche Zuwendungen Berück⸗ 
ſichtigung finden. 

Königliche Regierung, 
Abtheilung für Kirchen- und Schulweſen. 
Gehrmann. 
Hamfeldt. 


An 


den Vorſtand des ſchleswig⸗holſteiniſchen 


Lehrervereins, pr. Adr. Sr. Wohlgeb. 
Herrn Lehrer J. Schmarje in Altona. 


165 


Sachſen: Ausführung des Geſetzes ber Gumnaſien ze. V. 29. Jan. 1877. Sachſen: Ausführung des Geſetzes über Gymnaſien ꝛc. V. 29. Jan. 1877. 166 


Miniſterial⸗ Bekanntmachung, eine Vereinbarung mit der Groß 
herzoglich Heſſiſchen Regierung wegen gegenſeitiger Durchführung 

der Schulpflicht betreffend. 

Nachdem zwiſchen der Diesſeitigen und Großherzoglich Heſ⸗ 
ſiſchen Regierung wegen gegenſeitiger Durchführung der Schul⸗ 
pflicht durch Austauſch von Miniſterialerklärungen rückſichtlich 
der dem Großherzogthume Heſſen angehörenden Kinder, welche 
ſich im Königreiche Sachſen aufhalten, und rückſichtlich der dem 
Königreiche Sachſen angehörenden Kinder, welche ſich im Groß: 
herzogthume Heſſen aufhalten, eine mit dem durch Bekanntma⸗ 
chung vom 28. Auguſt 1876 (Seite 342 fg. des Geſetz⸗ und 
Verordnungsblattes vom Jahre 1876) publizirten Abkommen 
mit der Königlich Preußiſchen Staatsregierung wörtlich gleich— 
lautende Vereinbarung getroffen worden iſt, ſo wird Solches 
mit Allerhöchſter Genehmigung unter dem Bemerken zur Nach⸗ 
achtung bekannt gemacht, daß im Großherzogthume Heſſen die 
Zeugniſſe über die Erfüllung der Schulpflicht von dem Vorſit⸗ 
zenden des Schulvorſtandes auszuſtellen ſind. 

Dresden, den 10. Februar 1877. 

Miniſterium des Kultus und öffentlichen Unterrichts. 

Dr. v. Gerber. Götz 


Verordnung zur Ausführung des Geſetzes vom 22. Auguſt 1876 
über die Gymnaſien, Realſchulen und Seminare. 
Vom 29. Januar 1877. 

Mit Allerhöchſter Genehmigung verordnet das Miniſterium 
des Kultus und öffentlichen Unterrichtes zu Ausführung des Ge— 
ſetzes vom 22. Aug. 1876 über die Gymnaſien, Realſchulen 
und Seminare (Deutſche Schulgeſ-Samml. 1876 Nr. 44 u. ff.): 

J. Die Verordnung, die Verhältniſſe der Behörden für die 
ſtädtiſchen Gymnaſien ſ. w. d. a. betreffend, vom 21. März 
1835 (Seite 206 fg. des Geſetz- und Verordnungsblattes vom 
Jahre 1835), die Verordnung wegen Erlaffung eines Nachtra⸗ 
ges zu der Verordnung vom 21. März 1835, die Verhältniſſe 
der Behörden für die ſtädtiſchen Gymnaſien |. w. d. a. betref- 
ſend, vom 2. Januar 1862 (Seite 3 fg. des Geſetz⸗ und Ver⸗ 
ordnungsblattes vom Jahre 1862) und die Verordnung, die 
Behörden für die höheren Unterrichtsanſtalten betreffend, vom 
28. Auguſt 1874 (Seite 226 fg. des Geſetz- und Verordnungs⸗ 
blattes vom Jahre 1874), die erſtere, ſoweit dieſelbe nach der 
Verordnung vom 28. Auguſt 1874 noch in Kraft beſteht, wer⸗ 
den aufgehoben. 

An deren Stelle treten die Beſtimmungen in 88.4 bis 8 

und 67 des Geſetzes. 
} 2. Auch wenn zur Unterhaltung der Anſtalten ein Staats⸗ 
üuſchuß nicht gewährt wird, ift jede Feſtſtellung oder Verände⸗ 
N Schulgeldſägen, bevor ſie in Kraft tritt, der oberſten 
Schulbehörde, was Stiftungsanſtalten betrifft, zur Prüfung vom 
Standpunkte der Stiftungsaufſicht anzuzeigen. 

3. Die unmittelbare Leitung der Anſtalt durch den Direk— 
tor umfaßt Lehrende und Lernende, Erziehung und Unterricht. 

Im Einzelnen ergeben ſich die Befugniſſe und Verpflich⸗ 


tungen des Direktors, ſoweit ſolche einer ausdrücklichen Feſt⸗ 


ſtellung bedürfen, aus dem Geſetze, gegenwärtiger Verordnung 


und den mit dieſer Verordnung publizirten Lehr: und Prü⸗ 


fungss beziehentlich Seminar⸗Ordnungen. 
Hier iſt hervorzuheben: 
Der Direktor 
führt die an ihn ergehenden Anordnungen der vorgeſetzten 
Behörde aus und erſtattet an ſie die erforderlichen Berichte, 


entwirft nach Anhörung des Lehrerkollegiums die Lektions⸗ 


pläne und ſorgt für deren rechtzeitige Einſendung zur Geneh⸗ 


migung, ; 

beruft und leitet die Lehrer-, wie die von Zeit zu Zeit zu 
haltenden Fachkonferenzen und ſorgt in dieſen Konferenzen, wie 
in wiederholten Klaſſenreviſionen für die einheitliche Zuſam⸗ 
menfaſſung der Thätigkeit aller Lehrer, 

nimmt die Anmeldungen zur Aufnahme und zum Abgange 
von Schülern entgegen, 

führt die Aufſicht über das geſammte Schuleigenthum: die 
Schulgebäude, das Schulinventar, die Schulbibliothek, dafern 
nicht für dieſe beſondere Bibliothekare angeſtellt ſind, die Lehr— 
mittel und Sammlungen für Unterrichtszwecke, wobei ihm jedoch 
geſtattet iſt, unter ſeiner Oberaufſicht und Verantwortung in der 
ſpeziellen Aufſicht über Bibliothek, Lehrmittel und Sammlungen 
durch einzelne, hierzu geeignete Lehrer ſich vertreten zu laſſen, 

hat die Repoſitur der Schulakten, worin alle eigehenden 
Verordnungen und amtlichen Zufertigungen, die Konzepte der 
von ihm erſtatteten Anzeigen und Berichte, die Konferenzpro⸗ 
tokolle, die Schülerverzeichniſſe, die halbjährigen und Abgangs⸗ 
zenſuren, die über die Abgangsprüfungen geführten Protokolle 
und die Schulnachrichten aufzubewahren ſind, 

führt das Schulſiegel. 

4. Zur Vertheilung der Klaſſenordinariate, ſowie zu Aen⸗ 
derungen in der getroffenen und beſtätigten Vertheilung der⸗ 
ſelben iſt die Genehmigung der oberſten Schulbehörde erforderlich. 

Zum Ordinarius der Klaſſe (Klaſſenvorſteher) wird in der 
Regel derjenige Lehrer zu beſtellen ſein, welcher in derſelben vor- 
zugsweiſe beſchäftigt iſt und den hauptſächlichſten Unterricht ertheilt. 

Demſelben liegt zunächſt die Aufſicht über Fleiß und Be⸗ 
tragen der Schüler ſeiner Klaſſe ob. 

Insbeſondere hat derſelbe durch Vereinbarung mit den 
übrigen in der Klaſſe unterrichtenden Lehrern dafür zu ſorgen, 
daß die Aufgaben zu häuslichen Schularbeiten das zuläſſige 
Maß nicht überſchreiten und auf die einzelnen Wochentage mög: 
lichſt gleichmäßig ſich vertheilen. Den einzelnen Anſtalten bleibt 
überlaſſen, zur beſſeren Kontrole hierüber für jede Klaſſe einen 
Arbeitsplan feſtzuſtellen und in derſelben aushängen zu laſſen. 

Der Ordinarius führt die Verſäumnißtabelle und das Lek⸗ 
tionsbuch der Klaſſe (Klaſſenbuch) und iſt für die ordnungsmä⸗ 
ßigen Einträge ſeiten aller in der Klaſſe beſchäftigten Lehrer 
verantwortlich. 

5. Die Lehrerkonferenz hat als ihre hauptſächlichſte Auf⸗ 
gabe anzuſehen: Förderung einheitlicher Thätigkeit durch gegen⸗ 
ſeitige Anregung, Mittheilung und Beſprechung; ſodann Bera— 
thung und Beſchlußfaſſung über wichtige Angelegenheiten und 
Vorkommniſſe der Schule, endlich Erledigung der höheren Orts 
ihr zugewieſenen Geſchäfte. 

Nichtſtändige Lehrer (Hilfs-, Probe- und bez. Fachlehrer) 
ſind zwar in der Regel zu den Beſprechungen und Berathungen 
der Konferenz zuzuziehen, haben aber kein Stimmrecht. 

Die Lehrerkonferenz verſammmelt ſich allmonatlich einmal, 
nach Bedürfniß öfter, in außerordentlichen Fällen ſogleich. 

Ueber die Verhandlungen und Beſchlüſſe derſelben iſt je⸗ 
desmal Protokoll aufzunehmen. 

Der Direktor iſt nicht genöthigt, gegen ſeine Anſicht durch 
Stimmenmehrheit gefaßte Beſchlüſſe ohne vorher eingeholte Ent: 
ſcheidung der höheren Behörde auszuführen. 

In Betreff der am Schluſſe jeder Woche an den beiden 
Fürſten⸗ und Landesſchulen zu Meißen und Grimma abzuhal⸗ 
tenden Synoden bewendet es bei den bisherigen Einrichtungen. 
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6. Die näheren Beſtimmungen über Lehrordnung und Schul: 

prüfungen ſind enthalten: g 
für die Gymnaſien 

in der 

Lehr⸗ und Prüfungsordnung für die Gymnaſien, Bei⸗ 
lage A, 
8 für die Realſchulen J. Ordnung 
in der 

Lehr⸗ und Prüfungsordnung für die Realſchulen I. Ord⸗ 
nung, Beilage B, 

für die Realſchulen II. Ordnung 

in der 

Lehr: und Prüfungsordnung für die Realſchulen II. Ord⸗ 
nung, Beilage C, 

für die Volksſchullehrer-Seminare 

in der 

Seminarordnung für die Volksſchullehrer-Semi⸗ 
nare, Beilage D, 

für die Lehrerinnen-Seminare 

in der 


Seminarordnung für die Lehrerinnen-Seminare, 


Beilage E, 


die näheren Beſtimmungen ſpeziell über Lehrordnung in den 


Abſchnitten A, die über Aufnahme, Aufnahmeprüfung, Seme⸗ 
ſtral⸗, Jahres- und zu A und B Reifeprüfungen in den Ab⸗ 
ſchnitten B dieſer Beilagen. 

7. Schüler, in deren Bekenntniſſe an der von ihnen be: 
ſuchten Anſtalt Religionsunterricht nicht ertheilt wird, ſind von 
dem Religionsunterrichte durch den Direktor (Rektor) zu dis— 
penſiren, ſofern ſie das 14. Lebensjahr vollendet haben, oder 


doch von ihnen der Nachweis beigebracht wird, daß für ihren 


Religionsunterricht möglichſt geſorgt iſt. 

8. 
zwar zu den obligatoriſchen, nicht aber zu den wiſſenſchaft⸗ 
lichen Unterrichtsgegenſtänden gehören, kann der Direktor auf 
Grund ärztlichen Zeugniſſes Dispenſation ertheilen. 

9. Die Zuſammenſtellung erfolgt durch die Lehrerkonferenz 
unter Mitwirkung der Schulkommiſſion, beziehentlich Aufſichts⸗ 
oder Kollaturbehörde. 

Jedem Schüler iſt bei ſeiner Aufnahme ein Exemplar aus⸗ 
zuhändigen. 

10. Schulſtrafen ſind 

1. Verweis, 

2. Anweiſung eines beſonderen Platzes während der 
Lehrſtunde bei Schülern der Unterklaſſen, 
Aufgabe einer häuslichen Strafarbeit, 
Schularreſt (nicht Karzer und nicht über die Dauer 
einer Stunde) mit zweckmäßiger Beſchäftigung (un: 
ter Aufſicht), 
Verweis vor der verſammelten Klaſſe, 
Karzerſtrafe bis zu zwei Stunden, 
Vorhalt und Verweis vor der Konferenz, 
Androhung der Entlaſſung (Dimiſſion), 
. Entfernung von einem Ehrenamte in der Klaſſe und 

damit verbundene Degradation, 

. Entziehung von Benefizien, beſonders ſolcher, welche die 
Konferenz verleiht, z. B. Schulgelderlaß, Stipendien ꝛc., 
Karzerſtrafe über zwei Stunden mit oder ohne Karene, 
. Entlaſſung (Dimiſſion). (Fortſetzung folgt.) 


3. 
4. 


son © 


Von der Theilnahme am Geſange und Turnen, welche 


Anzeigen. 
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Die „Deutſche Schulzeitung“, 


Central⸗Organ für ganz Deutſchland, herausgegeben von 

| Fr. Eduard Keller, 

enthält in Nr. 10: Amtliches. Leitartitel: Die Dehnungszeichen in 
der deutſchen Orthographie. Weſtfäliſcher Provinzialverein für das höhere 
Mädchenſchulweſen. Korrespondenzen: Berlin (Eine Deputation des Ver⸗ 
eins zur Beförderung des Zeichenunterrichtes. Schluß des Landtages. Dienſt⸗ 
alterszulagen. Examen der Lehrer an höh. Unterrichtsanſtalten. Perſonalien): 
Aus der Grafſchaft Glatz (Prozeß wegen der Theilnahme von Schulkindern an 
einer Prozefjion); Aus dem Regbz. Merſeburg (Statiſtiſches über die Lehrer⸗ 
gehälter); Elſterwerda (Peſtalozzi⸗ Feier); Langenſalza (Realſchulverein); Aus 
Schleswig⸗Holſtein (Geſundheitspflege in den Volksſchulen); Hannover (Wittwen⸗ 
und Waiſenkaſſe); Aus Weſtfalen (Weſtfäliſcher Lehrertag); Witten (Aktives 
kommunales Wahlrecht der Lehrer); Hanau (Leſebuch für höh. Schulen. Real⸗ 
schule); Köln (Zur Gehaltsfrage); Braunſchweig (Peſtalozziverein. Städtiſcher 
Schuldirektor). Berliner Nachrichten. Vermiſchtes: Mühlhauſen in 
Thür. Ein edler Schulmeiſter. Landesverein preuß. Volksſchullehrer. Nowawes 
bei Potsdam. Fröbel⸗Verband. Todtenſchau. Vakante Lehrerſtellen. 
Anzeigen. — 


Verlag von R. L. Friedrichs in Elberfeld, 
Lehrbuch der Geometrie als Leitfaden 


beim Unterricht an höheren Lehranstalten. Von W. Mink. 


5. Auflage. Preis broschirt 3 Mark. 


Lehrbuch der französ. Sprache. Von W. Heiner. 
= I. Cursus. Preis cartonirt 1 Mark 50 Pf. 
Speciell für das Bedürfniss derjenigen Schulen bearbeitet, die das Fran- 
zösische als erste fremde Sprache lehren, 
£ Probe-Exemplare [23] 
werden von der Verlagshandlung gerne zur Verfügung gestellt. 


Neu! Neu! Neu! 


Deutſches Liederbuch 


für Volks⸗, Bürger und Töchterſchulen. 


Mit Oxiginalkompoſitionen von 

Fr. Abt, Dr. Breidenstein, K. E. Hering, M. K. G. Hering, Ferd. Hiller, 

| K. A. Kern, K. Kuntze, Wilh. Tschireh ete., 
herausgegeben von 


Chr. 9. Lüdicke. 


h 
2 Theile, 251 Lieder, für 1 Mark! 


Leipzig, in Kommiſſion bei Siegismund & Volfening. 


*—— — 


Aus Rezenſionen: . 
Beide Liederbücher züblen entſchieden zum 


N 

| Beſten, was unſere Schulliederliteratur bis jetzt aufzuweiſen hat. 
\ „Der christliche Schulbote.“ 
Das deutſche Liederbuch von Lüdicke gehört nach meiner 


Anfiht zu den empfehlenswertheſten wee an. 


Allgemeine Thüring. Schulzeitg., Ur. 6 von 1876. Wilh. Tſchirch. 
ee 3 S d u 
Unter den zeitgemäßen Liedern verdienen „ edan 


von Abt und Geibel und „Barbaroſſa's Teſta⸗ 
ment“ Beachung: ene Jeitſcrriſt f. Mufk, ur. 4 von 1877. 


Eine recht werthvolle Sammlung 


Steinau a. O. Ernf Richter, Königl. Muſikdirektor. 


— r. 


im rn EREIS PN YT) 
8 e fl 
> illustrirte Ausgabe, 2 
Tenn allen Kranken mit Recht 
als ein vortreffliches populair-medi 


zinisches Werk empfohlen werden. — 
Vorräthig in allen Buchhandlungen, 
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Für die Redaktion verantwortlich: Fr. Eduard Keller. — Kommiſſions⸗Verlag von Robert Oppenheim in Berlin W., Karlsbad 6. 
Druck von F. Striewing in Landsberg a. W. 


